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Der Regierende Bürgermeister von Berlin

Herrn Abgeordneten Sven Rissmann (CDU)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr.18/21559
vom 11. November 2019
zum Thema:
Gut informiert?
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Im Namen des Senats beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. In wie vielen Fällen hat der Senat in dieser Wahlperiode gemäß Artikel 50 Absatz 1 Satz 1 und 2 Verfassung von
Berlin (VvB) das Abgeordnetenhaus frühzeitig informiert und was war jeweils grob skizziert Inhalt der Information
(erbitte jeweils nach Jahren und nach Tatbestand gesonderte Darstellung)?

Die Fälle gemäß Artikel 50 Absatz 1 Satz 1 und Satz der Verfassung von Berlin (VvB) sind
der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. Die Tabelle enthält auch Staatsverträge, die im
Sinne des Artikel 50 Absatz 1 Satz 1 VvB immer Vorhaben von grundsätzlicher Bedeutung
sind:1

Datum Drucksache Inhalt der Information
27.01.2017 18/0122 Zweiter Staatsvertrag zur Änderung des

Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in
Deutschland (Zweiter
Glücksspieländerungsstaatsvertrag – 2. GlüÄndStV)

16.03.2017 18/0223 Zweiter Staatsvertrag zur Änderung des
Staatsvertrages über das Gemeinsame
Krebsregister der Länder Berlin, Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der
Freistaaten Sachsen und Thüringen

23.03.2017 18/0242 Bundesratsinitiative zur Stärkung der Gerechtigkeit in
der Gesundheitsversorgung
durch erste Schritte in Richtung einer Bürgerversi-
cherung

1 Bei der nachfolgenden Tabelle mussten für die verschiedenen Jahre unterschiedliche Datengrundlagen genutzt
werden.
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07.04.2017 18/0283 Bundesratsinitiative zur Harmonisierung der Folgen
bei Zahlungsverzug im Wohnungsmietrecht

30.08.2017 18/0496 Abkommen über die gemeinsame Finanzierung des
Sonderinvestitionsprogramms 2 der
„Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin -
Brandenburg“

30.08.2017 18/0495 Abkommen über die gemeinsame Finanzierung der
„Stiftung Preußische Schlösser und
Gärten Berlin-Brandenburg“

07.09.2017 18/0536 Bundesratsinitiative zur Verbesserung des
Mieterschutzes bei Vereinbarungen über die
Miethöhe bei Mietbeginn

20.12.2017 18/0279 Bundesratsinitiative zur Änderung des
Strafgesetzbuches – Aufhebung von § 219a StGB
(Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft)

21.02.2018 18/0851 Bundesratsinitiative zur Verbesserung der Situation
in der Pflege im Krankenhaus und
den stationären Pflegeeinrichtungen

22.02.2018 18/0882 Bundesratsinitiative zur Streichung des Eigenanteils
bei der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung
in Schulen und Kindertageseinrichtungen im Rah-
men der Leistungen
für Bildung und Teilhabe

28.03.2018 18/0955 Bundesratsinitiative über Entschließung zum huma-
nitären Bleiberecht für Opfer rechtsextremistischer
und rassistischer Gewalt und zur Erweiterung des
Rechtsanspruchs auf Duldung gemäß § 60a Abs. 2
S. 2 AufenthG

13.04.2018 18/0975 Bundesratsinitiative
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Grundgesetzes (Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 GG)

16.05.2018 18/1076 Beitritt zur Bundesratsinitiative der Länder Hamburg
und Thüringen über den Entwurf eines Dritten
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die
Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen

31.05.2018 18/1097 Bundesratsinitiative zur Modernisierung des sozialen
Mietrechts (Mietrechtsmodernisierungsgesetz)

31.05.2018 18/1096 Entschließungsantrag des Landes Berlin im
Bundesrat zur Anpassung des Gewerbemietrechts

19.07.2018 18/1228 Bundesratsinitiative Entschließung des Bundesrates
zur Verbesserung der
Rehabilitierung, Entschädigung und Versorgung der
nach 1945 in beiden deutschen
Staaten von §§ 175, 175a Nr. 3 und 4 des Strafge-
setzbuches und § 151 des
Strafgesetzbuches der DDR Betroffenen
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24.08.2018 18/1256 Bundesratsinitiative über einen Entschließungsan-
trag zur Einbeziehung der urbanen
Zentren in die Energiewende

24.08.2018 18/1255 Zweiundzwanzigster Staatsvertrag zur Änderung
rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zweiundzwanzigster Rundfunkänderungsstaatsver-
trag)

20.09.2018 18/1332 Verwaltungsvereinbarung zur Digitalisierung des na-
tionalen Filmerbes

05.10.2018 18/1255 neu Zweiundzwanzigster Staatsvertrag zur Änderung
rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zweiundzwanzigster Rundfunkänderungsstaatsver-
trag)

05.02.2019 18/1644 Staatsvertrag über die Hochschulzulassung
05.03.2019 18/1713 Erster Staatsvertrag zur Änderung des Vertrags über

die Errichtung des ITPlanungsrats
und über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim
Einsatz der
Informationstechnologie in den Verwaltungen von
Bund und Ländern – Vertrag zur
Ausführung von Artikel 91c GG

12.03.2019 18/1745 Dritter Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertra-
ges zum Glücksspielwesen in Deutschland (Dritter
Glücksspieländerungsstaatsvertrag)

26.03.2019 18/1784 Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und dem
Land Brandenburg über die Freistellung von ehren-
amtlich Engagierten in den Freiwilligen Feuerwehren
und im Katastrophenschutz

26.03.2019 18/1785 Sechster Staatsvertrag zur Änderung des Staatsver-
trages über die Zusammenarbeit zwischen Berlin
und Brandenburg im Bereich der Medien

02.04.2019 18/1815 Verwaltungsvereinbarung zum „Digitalpakt Schule
2019 bis 2024“ von Bund und Ländern

04.06.2019 18/2004 Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Län-
dern gemäß Artikel 91 b Absatz 1 des Grundgeset-
zes über den Zukunftsvertrag Studium und Lehre
stärken

04.06.2019 18/2002 Beschluss zum Pakt für Forschung und Innovation IV
in den Jahren 2021-2030

04.06.2019 18/2003 Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Län-
dern gemäß Artikel 91 b Absatz 1 des Grundgeset-
zes über Innovation in der Hochschullehre

25.07.2019 18/2046 Bundesratsinitiative zur Bekämpfung des Identitäts-
diebstahls

16.08.2019 18/2092 Entschließungsantrag des Landes Berlin im Bundes-
rat zur Einführung einer Gewerbemietpreisbremse
in angespannten Gewerberaummärkten

20.08.2019 18/2098 Dreiundzwanzigster Staatsvertrag zur Änderung
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Dreiundzwan-
zigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
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03.09.2019 18/2172 Entschließungsantrag an den Bundesrat zum Thema
„Deutschkurse für Migrantinnen und Migranten er-
neuern“

03.09.2019 18/2158 Abschluss der Verwaltungsvereinbarung zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und dem Land Ber-
lin über die Rahmenbedingungen für die Weiterent-
wicklung des Berliner Instituts für Gesundheitsfor-
schung (BIG)

10.09.2019 18/2206 Bundesratsinitiative für ein Gesetz zur Änderung des
Bürgerlichen Gesetzbuches und anderer Gesetze –
Abschaffung der Grundsteuer-Umlagefähigkeit (Mie-
ter-Grundsteuer-Entlastungsgesetz)

24.09.2019 18/2227 Entschließung des Bundesrates zur Anwendung der
EFSA-Bienenleitlinien bei der Prüfung von Pflanzen-
schutzmitteln

01.10.2019 18/2231 Bundesratsinitiative über den Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des § 23 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz

22.10.2019 18/2272 Bundesratsinitiative zur Änderung der Ersten Ver-
ordnung zum Sprengstoffgesetz

2. In wie vielen Fällen hat der Senat in dieser Wahlperiode die Frist von drei Wochen gemäß Artikel 45 Absatz 1 Satz 4
VvB zur Beantwortung von Schriftlichen Anfragen um jeweils welchen Zeitraum überschritten und was waren jeweils
die Gründe (erbitte gesonderte Darstellung nach Senatsverwaltungen, Jahren, Dauer und Grund der Überschreitung)?

Zu 2.: Die Frist von drei Wochen gemäß Artikel 45 Absatz 1 Satz 4 der Verfassung von
Berlin (VvB) wurde bei der Beantwortung von Schriftlichen Anfragen vom Senat bislang
stets gewahrt.

3. Unter Hinweis auf § 17 Absatz 1 Satz 3 der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Berliner Verwaltung,
Allgemeiner Teil (GGO I): Wie viele Anträge gemäß Artikel 45 Absatz 2 Satz 1 VvB wurden in dieser Wahlperiode
von wie vielen Abgeordneten wegen welcher grob skizzierten Themenkreise an den Senat gestellt (erbitte gesonderte
Darstellung nach Senatsverwaltungen, Jahren und Themenkreis)?

Zu 3.: Bis zum 31. Juli 2019 wurden der Senatskanzlei von den Senatsverwaltungen
einschließlich der Senatskanzlei 70 und von den Bezirken 13 Anträge auf Akteneinsicht
von Abgeordneten gemäß Artikel 45 Absatz 2 VvB gemeldet. Die Themen und das
Antragsdatum können den beigefügten Anlagen entnommen werden.

Fraktion der Abgeordneten Anträge
18. Wahlperiode

SPD 3
CDU 8

Bündnis 90/DIE GRÜNEN 8
Die LINKE 7

AfD 6
FDP 51

Insgesamt 83

4. Wie viele der unter Frage 3.) genannten Anträge wurden mit welcher Begründung ganz oder teilweise abgelehnt
(erbitte jeweils gesonderte Darstellung)?
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Zu 4.:

Fraktion der Abgeordneten Abgelehnte Anträge
18. Wahlperiode

SPD -
CDU 1

Bündnis 90/DIE GRÜNEN -
Die LINKE 1

AfD 2
FDP 5

Insgesamt 9

Eine Auflistung der einzelnen Begründungen der abgelehnten Anträge liegt dem Senat
nicht vor.

5. Wie viele Verfahren wurden bzw. werden in dieser Wahlperiode von wie vielen Abgeordneten gegen den Senat
geführt, die die Rechte des Abgeordneten aus Artikel 45 Absatz 2 Satz 1 VvB zum Gegenstand hatten bzw. haben
(erbitte gesonderte Darstellung nach beteiligter Senatsverwaltung, der Anzahl der betroffenen Abgeordneten sowie nach
Jahren)?

Zu 5.: Die Anzahl der bereits entschiedenen Verfahren zum Akteneinsichtsrecht gem.
Artikel 45 Absatz 2 Satz 1 VvB stellt sich wie folgt dar:

Jahr
(Entscheidung)

Anzahl der
Verfahren

Anzahl der
Abgeordneten

Beteiligte
Senatsverwaltung

2016 1 1 SenInnDS
2017 1 1 SenFin
2018 1 1 SenBJF
2019 1 1 SenInnDS

Im Jahr 2019 sind zwei bisher noch nicht entschiedene Verfahren anhängig geworden.

6. In wie vielen der unter Frage 5.) genannten Fälle wurde dabei gerichtlich festgestellt, dass der Senat die Rechte des
Abgeordneten nicht oder nicht vollständig beachtet und welche Kosten sind dabei jeweils zu Lasten des Senats
entstanden (erbitte nach beteiligter Senatsverwaltung, Jahren und Kosten gesonderte Darstellung)?

Zu 6.:

Ausgang der Gerichtsverfahren:

Jahr
(Entscheidung)

Anzahl der
Verfahren mit

Stattgabe bzw.
Teilstattgabe

aus Landeskasse
erstattete Auslagen

(RA-Kosten)

Beteiligte
Senatsverwaltung

2016 1 4.698,72 EUR SenInnDS
2017 - - SenFin
2018 - - SenBJF
2019 1 bisher kein Antrag SenInnDS
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Es wird darauf hingewiesen, dass nur Kosten, die der Landeskasse entstanden sind
(Rechtsanwaltskosten der / des Abgeordneten) angegeben werden können.

Berlin, den 02. Dezember 2019

Der Regierende Bürgermeister von Berlin
In Vertretung

Christian Gaebler
Chef der Senatskanzlei
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